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(Nr. 4275.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend den zehnten Nachtrag zum Statut der Ober⸗ 
ſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 13. Auguſt 1855. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen 36, ꝛc. 


Nachdem die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalberſamm⸗ 
lung vom 15. Juni 1855. die Abaͤnderung und Ergaͤnzung der auf das öffent- 
liche Aufgebot und die Mortifizirung von Zinskupons und Dividendenſcheinen 

der Stammaktien, ſowie der auf das oͤffentliche Aufgebot ausgelooſter Stamm⸗ 
Altktien bezuͤglichen Beſtimmungen des von Uns unter dem 2. Auguſt 1841. 
(Geſetz-Sammlung für 1841. S. 233.) beftätigten Geſellſchaftsſtatuts und der 
von Uns unter dem 11. Auguſt 1843. (Geſetz⸗Sammlung für 1843. S. 310.), 
dem 12. Februar 1847. (Geſetz⸗Sammlung für 1847. S. 110.) und dem 
1. September 1848. (Geſetz⸗Sammlung für 1848. S. 252.) beſtaͤtigten Nach⸗ 
traͤge zu dieſem Statute, außerdem auch die Ausgabe von ſogenannten Talons 
Behufs Erhebung jeder neuen fünfjährigen Serie von Dividendenſcheinen fir 
Stammaktien beſchloſſen, und zu dem Ende die in dem anliegenden zehnten 
2 Nachtrage zum Statute enthaltenen Beſtimmungen vereinbart hat, wollen Wir 
dieſen Beſchluͤſſen und dem gedachten Nachtrage Unſere landes herrliche Geneh⸗ 
migung hierdurch ertheilen. i f 

Die gegenwärtige Urkunde iſt nebſt der Anlage durch die Geſetz-Samm⸗ 
lung bekannt zu machen. ö 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. i 

Gegeben Erdmannsdorf, den 13. Auguſt 1855. 


(IL. S.) Friedrich Wilhelm. 


Fuͤr den abweſenden Fuͤr den Miniſter fuͤr Handel, Ge⸗ 


Simons. Finanzminiſter: werbe und öffentliche Arbeiten: 
v. Raumer. v. Pommer Eſche. 
Jahrgang 1855. (Nr. 4273.) g 81 Zehn⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 17. September 4855, 
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Zehnter Nachtrag 
zum Statut der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


§. 1. 

Die $$. 21. und 22. des Statuts der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſell— 
ſchaft vom 2. Auguſt 1841. und der $. 15. des zweiten Nachtrags zum Ge⸗ 
ſellſchaftsſtatut, beſtaͤtigt durch Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 11. Auguſt 1843., 
werden hiermit aufgehoben. An deren Stelle treten die nachfolgenden Be— 
ſtimmungen. f 

SR 


Dividendenſcheine und Zinskupons der Stammaktien, welche innerhalb 
vier Jahren von der Verfallzeit ab gerechnet nicht erhoben werden, verfallen 
zum Vortheil der Geſellſchaft. Ein oͤffentliches Aufgebot und eine Mortifika⸗ 
tion ſolcher verlorener Dividendenſcheine und Zinskupons iſt auch in Verbin⸗ 
dung mit der Mortifikation der zugleich verlorenen Aktie ſelbſt nicht zulaͤſſig. 


i H. 3. 

Nicht annullirte Stammaktien muͤſſen, wenn ſie vom Beſitzer verloren 

worden, von dieſem oͤffentlich aufgeboten und mortifizirt werden, bevor ſie er⸗ 

ſetzt werden. Der Gerichtsſtand fuͤr dieſe Aufgebote iſt das Koͤnigliche Stadt⸗ 
gericht zu Breslau. i ; 

j A4 

Iſt vor Ablauf der im H. 2. beſtimmten Verjaͤhrungsfriſt der Verluſt 

eines Dividendenſcheines oder Zinskupons von Stammaktien bei der Geſellſchaft 

ſchriftlich angemeldet, und der Beſitz durch Vorzeigung der betreffenden Aktie 

nachgewieſen, ſo erfolgt die Auszahlung des Betrages des verlorenen Dividen⸗ 

denſcheines oder Zinskupons auch nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt an den 

Vorzeiger der uͤber die Anmeldung ertheilten Beſcheinigung, inſofern der ver⸗ 

lorene Dividendenſchein oder Zinsküpon ſelbſt nicht bei der Geſellſchaft inzwiſchen 


eingeloͤſt iſt. 
| 9. 5. 5 
Die HF. 2. bis 4. treten auch an die Stelle der in den HH. 10. und 15. 
des Statuten-Nachtragd vom 11. Auguſt 1843., H. 2. des Nachtrags vom 
12. Februar 1847. und F. 2. des Nachtrags vom 1. September 1848. hier⸗ 
von abweichenden Beſtimmungen der in dieſen Paragraphen in Bezug genom⸗ 
menen $$. 21. und 22. des Statuts vom 2. Auguſt 1841. 


1 H. 6. 

Die Beſtimmungen des gegenwärtigen Nachtrags treten mit dem Tage 
der Publikation deſſelben bezuglich aller an dieſem Tage bereits fällig gewor⸗ 
dener Zinskupons und Dividendenfcheine von Stammaktien in Kraft, ſoweit 
nicht ein gerichtliches Amortiſationsverfahren ſchon eingeleitet iſt. 

N H. 7. 


— An 


H. 7. f 

Wenn der Inhaber einer ausgelooſeten Stammaktie dieſelbe nicht inner⸗ 
halb fuͤnf Jahren vom Ablaufe des hierzu nach H. 14. des zweiten Nachtrags 
zum Statute feſtgeſetzten Zeitpunkts abliefert, oder fuͤr den Fall des Verluſtes 
deren gerichtliche Mortifizirung innerhalb dieſes fuͤnfjaͤhrigen Zeitraums nicht 
nachweiſt, fo iſt der Verwaltungsrath berechtigt, die Aktie durch oͤffentliche 
Bekanntmachung in den im H. 23. des Statuts bezeichneten Zeitungen fuͤr 
werthlos zu erklaͤren. Es ſollen aber bei jeder alljaͤhrlichen Bekanntmachung 
der ausgelooſeten Aktien zugleich auch die Nummern der ſchon fruͤher ausge⸗ 
looſeten, noch nicht zur Einloͤſung praͤſentirten und noch nicht gerichtlich mor⸗ 
tifizirten oder für werthlos erklärten Aktien bekannt gemacht werden. Die 
Koſten dieſes Verfahrens werden aus dem Kapitalsbetrage der Aktie entnom⸗ 
men, und der Ueberreſt wird an die Penſions- und Unterſtuͤtzungskaſſe der Ge⸗ 
ſellſchaftsbeamten abgefuͤhrt. ’ 

„ 8. 


In Ergänzung der Hö. 20. des Statuts, H. 2. des erſten Nachtrags, 
H. 10. des zweiten Nachtrags und H. 3. des dritten Nachtrags zu demſelben wird 
hierdurch beſtimmt, daß bei Ausfertigung neuer Dividendenſcheine für Stamm⸗ 
Aktien und neuer Zinskupons für Stamm- und Prioritaͤtsaktien, Dividenden⸗ 
ſcheine und Zinskupons auf fuͤnf Jahre ausgefertigt und ihnen zur Erhebung 
fernerer Dividendenſcheine und Zinskupons Talons nach den beiliegenden Sche⸗ 
mas Nr. I. bis III. beigegeben werden ſollen. i 

Dieſe Dividendenſcheine und Kupons, ſowie der Talon, werden alle fuͤnf 
Jahre zufolge beſonderer Bekanntmachung erneuert. Dividendenſcheine und 
Zinskupons, in deren Form nichts geaͤndert wird, ſowie Talons werden von 
1 5 en des Verwaltungsraths und dem Hauptrendanten unter⸗ 
ſchrieben. i f 


— 


. 
T a 1 O un 
zu der Oberſchleſiſchen Stammaktie Litt. ..... N 


Der Produzent dieſes Talons erhaͤlt ohne weitere Prüfung ſeiner Legi⸗ 
timation die fuͤr die vorſtehend bezeichnete Stammaktie neu auszufertigenden 
Dividendenſcheine für die naͤchſten fünf Jahre. 

Breslau, den n ee eee e, 18. 8 
Der Verwaltungsrath der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 

Der Hauptrendant. 
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Ds n 
zu der Oberſchleſiſchen Stammaktie Litt. ..... . 


Der Produzent dieſes Talons erhaͤlt ohne weitere Pruͤfung ſeiner Legi⸗ 
timation die fuͤr die vorſtehend bezeichnete Stammaktie neu auszufertigenden 
Zinskupons für die naͤchſten fünf Jahre. 

Breslau, den ten 18 


Der Verwaltungsrath der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


III. 


o 
zu der Oberſchleſiſchen Prioritatsaktie Litt. .... el 


Der Produzent dieſes Talons erhält ohne weitere Prüfung feiner Legi⸗ 
timation die fuͤr die vorſtehend bezeichnete Prioritaͤtsaktie neu auszufertigenden 
Zinskupons fuͤr die naͤchſten fuͤnf Jahre. 

5 Breslau, den ten 18. 


Der Verwaltungsrath der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


(Nr. 4274.) Statut für den Mensdorf-Lauſſiger Mulde-Deichverband. Vom 15, Auguſt 
1855. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen 36 ꝛc. 

Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der auf 
dem rechten Ufer der Mulde belegenen Niederung von Mensdorf bis Lauſſig 
Behufs der gemeinſamen Anlegung und Unterhaltung eines Deiches und der 
nothwendigen Uferwerke gegen die Ueberſchwemmungen und den Abriß der 
Mulde zu einem Deichverbande zu vereinigen, und nachdem die geſetzlich vor⸗ 
geſchriebene Anhoͤrung der Betheiligten erfolgt iſt, genehmigen Wir hierdurch 
auf Grund des Geſetzes über das Deichweſen vom 28. Januar 1848. HH. 11. 
und 15. (Geſetz⸗Sammlung vom Jahre 1848, Seite 54.) die Bildung eines 
Deich verbandes unter der Benennung: 

„Mensdorf⸗Lauſſiger Mulde-Deich verband“, 
und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut. 


H. 1. 


Niederung, welche fich von der natürlichen Anhöhe oberhalb des Dorfes Mens⸗ 
dorf bis zur Höhe, auf welcher das Dorf Lauſſig liegt, erſtreckt, werden die des. 
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F.. 
In der auf dem rechten Ufer der Mulde unterhalb Eilenburg belegenen 


Eigenthuͤmer aller eingedeichten und noch einzudeichenden Grundſtuͤcke zu einem 
Deichverbande vereinigt. 5 
Der Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte in Eilenburg. 


a 


b 


— 


— 


9. 2 

Dem Deichverbande liegt es ob: 
einen Deich auf 16 Fuß 6 Zoll Höhe am Eilenburger Pegel mit einer 
4 Fuß breiten Krone und einer Ifüßigen mit Raſen belegten vorderen 
und einer 2füßigen, wenn nicht ebenſo belegten, fo doch ſorgſam mit 
Gras abgeſaͤeten hinteren Boͤſchung anzulegen und zu unterhalten. Vor 
den Dörfern Mensdorf, Gruhna und Lauſſig, und zwar ſoweit voraus⸗ 
ſichtlich bei einem Durchbruche der Strom dieſe Dörfer treffen wuͤrde, 
iſt der Deich um Einen Fuß höher als auf der uͤbrigen Strecke zu legen. 

Der Deich behaͤlt im Allgemeinen die jetzige Richtung; nur vor dem 
Dorfe Mensdorf wird er um ein Weniges ſuͤdoͤſtlicher geführt, um mehr 
parallel dem Strome zu laufen, und vor dem Dorfe Lauſſig die fruͤhere 
Richtung dahin veraͤndert, daß der Deich quer durch das ſtille Waſſer 
nach dem Hoffmannſchen Garten zu gelegt wird; 3 3 
über den fiskaliſchen Hansmichelwerder oberhalb des Dorfes Mensdorf, 
da wo die fiskaliſchen Grundſtuͤcke mit den Privatgrundſtuͤcken zuſammen⸗ 
treffen, in der Richtung, welche die Karte des Mensdorf-Lauſſiger Deich- 


polders vom Jahre 1854. in roth angiebt, einen Mulde-Durchſtich an⸗ 


zulegen, die Ufer deſſelben zu verbauen und zu erhalten, endlich von der 
Mensdorf-Eilenburger Straße aus einen geeigneten Zugangsweg nach 
dem Hansmichelwerder dammartig anzulegen und zu erhalten. 

Daneben find die Gutsherrſchaften Gruhna und Zſcheppline zur 
Abtragung ihrer das Hochwaſſerprofil beſchraͤnkenden Fluͤgeldeiche auf 
dem linken und rechten Mulde-Ufer anzuhalten. 5 

Der Deichverband hat endlich den auf der Karte mit roth und den 
Buchſtaben M. V. bezeichneten Fluͤgeldeich bei Gruhna anzulegen, ſobald 
ſich nach Abtragung des jetzigen Gruhnger Fluͤgeldeichs feine Zweckmaͤ⸗ 
ßigkeit herausſtellt, nach Entſcheidung der Staatsverwaltungsbehoͤrden; 


c) die im Damme befindlichen Deichſiele ausſchließlich des auf der Zſchepp⸗ 


d) diejenigen abbruͤchigen Mulde⸗Ufer und reſp. Kolke, welche auf der Karte 


liner Aue zum Waſſereinlaß beſtimmten Siels zu unterhalten. Dieſes 
Zſcheppliner Siel geht ein und wird durch einen Damm erſetzt; 


des Mensdorf-Lauſſiger Deichpolders mit roth angegeben und mit den 
Buchſtaben a b, c—d, ef, g- h, i- k. Im, m—n, o- p, qr, 
s—t, u- bezeichnet find, zu verbauen und im baulichen Zuſtande 
ebenſo wie die ſchon verbaute Strecke 4 —e zu erhalten, auch diejenigen 
Ufer, welche laͤngs der Mulde vor den Deichen noch abbruͤchig werden 


(Nr. 4274.) 5 ſollten, 


Umfang und 
weck des 


eichberban⸗ 
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ſollten, dann zu verbauen und im baulichen Zuſtande zu erhalten, wenn 
von der Erhaltung des Ufers die Erhaltung des Deiches ſelbſt abhaͤn— 
gig wird. 5 5 

H. 3. 


Der Verband iſt gehalten, diejenigen Hauptgraͤben anzulegen und zu un⸗ 
terhalten, welche erforderlich ſind, um das den Grundſtuͤcken der Niederung 
ſchaͤdliche Binnenwaſſer aufzunehmen und abzuleiten. Das Waſſer dieſer Haupt⸗ 
graͤben darf ohne widerrufliche Genehmigung des Deichhauptmanns von Pri— 
vatperſonen weder aufgeſtaut, noch abgeleitet werden. 

Dagegen hat jeder Grundbeſitzer der Niederung das Recht, die Auf— 
nahme des Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, in die Hauptgraͤben zu 
verlangen. 

Die Zuleitung muß aber an den von dem Deichhauptmann vorzuſchrei⸗ 
benden Punkten geſchehen. 

Die Anlage und Unterhaltung der Zuleitungsgraͤben bleibt Sache der 
nach den allgemeinen Vorfluthsgeſetzen hierbei Betheiligten. 

a H. 4. 5 
Verpflichtun⸗ Die Arbeiten des Deichverbandes werden nicht durch Naturalleiſtun 
1 der Deichgenoſſen, ſondern durch die Deichbeamten für Geld aus der Deich: - 
Geldleiftun. kaſſe ausgeführt. Die erforderlichen Mittel zur Herſtellung und zur Unterhal⸗ 
nung der Höhe kung der Sozietaͤtsanlagen, zur Beſoldung der Deichbeamten und zur Verzin⸗ 
erfelben und fung und Tilgung der zum Beſten des Verbandes etwa zu kontrahirenden 
nach den Deich Schulden ſind von den Deichgenoſſen nach dem von der Regierung in Merſe⸗ 
kataſter. burg auszufertigenden Deichkataſter aufzubringen, jedoch hat zur erſten Anlage 
an em jeder Adjazent, deſſen Vorland durch daſſelbe zunaͤchſt ge: 

f uͤtzt wird: 

a) pro laufende Ruthe Deckwerk vier Thaler vorweg zu zahlen; 

b) den erforderlichen Boden zur Abboͤſchung unentgeltlich herzugeben; 

c) die an dem zu deckenden Ufer auf dem Vorlande befindlichen Weiden 
und Erlen, Holz und Geſtraͤuch, Falls es zur Uferdeckung gebraucht wird, 
unentgeltlich abzugeben. 

5 Die Nutzung der neuen Uferboͤſchung faͤllt demnaͤchſt dem Deichver⸗ 
ande zu. 

Sollte in einzelnen Fällen jene Hergabe ad a. b. o, zuſammengehalten 
mit der kuͤnftigen Nutzung des Ufers durch den Verband mit Ruͤckſicht auf 
die Geringfuͤgigkeit des zu ſchuͤzenden Vorlandes, eine Härte gegen den Ufer⸗ 
beſitzer enthalten, weil der durch die Deckung erreichte Vortheil in keinem Ver⸗ 
haͤltniſſe mit dem Werthe des geſchuͤtzten Vorlandes ſtaͤnde, fo hat das Deich- 
amt eine anderweite Ausgleichung zu bewirken. Gegen eine ſolche Feſtſetzung 
des Deichamtes ſteht mit Ausſchluß des Rechtsweges dem Beſchwerdefuͤhrer 
die Berufung auf die Entſcheidung der Regierung in Merſeburg zu. 


H. 6. 


In dem Deichkataſter werden alle von der neuen Verwallung geſchuͤtzten 
und ertragsfaͤhigen Grundſtuͤcke nach folgenden vier Hauptklaſſen: 5 
i I. Hof⸗ 


1 
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I. Hof⸗ und Bauſtellen und Gärten, 

II. Aecker, i a . 

III. Wieſen, 

IV. Forſt, beſtaͤndige Weide und Torfgrundſtuͤcke, 
veranlagt. 

Fuͤr die Repartition der Beitraͤge ſind bei Entwerfung des Kataſters 

folgende Grundſaͤtze angenommen: 

1) Die Grundſtuͤcke der I. Klaſſe werden mit doppelter Flaͤche, die Grund⸗ 
ſtuͤcke der II. Klaſſe mit voller Flaͤche, die der III. Klaſſe mit der hal⸗ 
ben Flaͤche und die der IV. Klaſſe mit dem dritten Theile ihres wirk⸗ 
lichen Flaͤcheninhalts herangezogen. f 

2) Eine Ermaͤßigung der nach den vorſtehenden Grundſaͤtzen ſich ergeben- 
den Beitragspflicht findet bei der ſchließlichen Feſtſtellung des Deich⸗ 
kataſters ſtatt: 

a) wenn ſich Grundſtuͤcke in den drei erſten Klaſſen finden, welche 
noch nicht zwei Thaler pro Morgen Reinertrag geben; 
b) oder wenn Grundſtuͤcke durch das am Abfluß behinderte Binnen⸗ 
N waſſer erheblich leiden. 
In beiden Faͤllen ſollen derartige Grundſtuͤcke zur naͤchſtfolgenden Klaſſe 
herabgeſetzt werden. ; 
F. 6. 5 


Die auf Normalmorgen (II. Klaſſe) reduzirte Niederungsflaͤche jedes 
Verbandsmitgliedes bildet den Maaßſtab ſeiner Deichkaſſenbeitraͤge. 

Das Kataſter iſt nach den vorſtehenden Grundſaͤtzen entworfen und ſind 
die Deichkaſſenbeitraͤge vorlaͤufig danach zu erheben. 

Behufs der Feſtſtellung des Kataſters iſt daſſelbe aber von dem Koͤnig⸗ 
lichen Kommiſſarius dem Deichamte vollftändig, den einzelnen Gemeindevor⸗ 
ſtaͤnden, ſowie den Beſitzern der Güter, welche einen beſonderen Gemeindebezirk 
bilden, extraktweiſe mitzutheilen und zugleich im Amtsblatte eine vierwoͤchentliche 
Friſt bekannt zu machen, innerhalb welcher das Kataſter von den Betheiligten 
bei den Gemeindevorſtaͤnden und dem Kommiſſarius eingeſehen und Beſchwerde 
dagegen bei dem Kommiſſarius angebracht werden kann. f 

Die eingehenden Beſchwerden, welche auch gegen die Zahl und das 
Verhaͤltniß der Klaſſen gerichtet werden koͤnnen, ſind von dem Koͤniglichen Kom⸗ 
miſſarius unter Zuziehung der Beſchwerdefuͤhrer, eines Deichamts deputirten 
und der erforderlichen Sachverſtaͤndigen zu unterſuchen. 

Die Sachverſtaͤndigen, und zwar hinſichtlich der Vermeſſung und des 
Nivellements ein vereideter Feldmeſſer oder noͤthigenfalls ein Vermeſſungsrevi⸗ 
ſor, hinſichtlich der Bonitaͤt und Einſchaͤtzung zwei oͤkonomiſche Sachverſtaͤn⸗ 
dige, denen bei Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungsverhaͤltniſſe ein Waſ⸗ 
ſerbau⸗Sachverſtaͤndiger beigeordnet werden kann, werden von der Regierung er⸗ 
nannt. Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, naͤmlich 
die Beſchwerdefuͤhrer einerſeits und der Deichamtsdeputirte andererſeits, bekannt 
gemacht; find beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, fo hat es dabei 
ſein Bewenden und wird das Deichkataſter demgemaͤß berichtigt. Anderenfalls 

(d. 4274. werden 
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a die Akten der Regierung eingereicht zur Entſcheidung tiber die Be⸗ 
ſchwerden. 

Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den Be⸗ 
ſchwerdefuͤhrer. 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt Rekurs dagegen an das Miniſterium für die landwirthſchaftlichen Angele- 
genheiten zulaͤſſig. as 

Nach erfolgter Feſtſtellung des Deichkataſters iſt daſſelbe von der Regie⸗ 
rung in Merſeburg auszufertigen und dem Deichamte zuzuftellen. 


. 7 

Da ein großer Theil der Deiche erſt in neuerer Zeit hergeſtellt oder aus⸗ 
gebaut iſt, und die Betheiligten eine Ausgleichung der zur Herſtellung oder 
Normaliſirung der Deichanlagen bereits aufgewendeten Mittel beſonders wuͤn— 
ſchen, ſo ſoll zu dem Ende folgendes Verfahren ſtattfinden: 
Der Deichinſpektor ſchaͤtzt ab, wie viel durch die ſchon vorhandenen An— 
lagen dem Deichverbande an Koſten erſpart wird. Der Deichregulirungs-Kom⸗ 
miſſarius gruͤndet auf dieſe Abſchaͤtzung eine Ausgleichungsberechnung, nach 
welcher diejenigen, die im Verhaͤltniß zu ihrer Beitragspflicht weniger geleiſtet 
haben, als Andere, dieſes Minus entweder ein- für allemal zur Deichkaſſe ein⸗ 
zahlen, oder bis zur Einzahlung mit vier Prozent jährlich zur Deichkaſſe ver- 
zinſen. Jedem Betheiligten wird uͤbrigens das zu gut gerechnet, was ſeine 
Vorbeſitzer geleiſtet haben. . a N 

Gegen dieſe Berechnung findet mit Ausſchluß des Rechtsweges nur Be⸗ 
rufung auf die Entſcheidung der Regierung in Merſeburg, und binnen vier 
Wochen nach deren Bekanntmachung Rekurs an das Miniſterium fuͤr die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten ſtatt. g 

Von der Einziehung der Zinſen gilt daſſelbe, was uͤber die gewoͤhnlichen 
Kataſterbeitraͤge in den allgemeinen Beſtimmungen für kuͤnftig zu erlaſſende 
Deichſtatute feſtgeſetzt iſt. — 


H. 8. 


Die Höhe des aufzuſammelnden Reſervefonds wird auf Eintauſend Thaler 
und der gewoͤhnliche be d jetzt auf jaͤhrlich fuͤnf Silbergroſchen 
für den Normalmorgen (d. h. den Morgen II. Klaſſe) feſtgeſetzt. 


8 

Beftimmur Zum Deichamte beftellen: 
en er die 
Vertretun der 1) die Ritterguͤter Mensdorf und Zſcheppline 1 Repraͤſentanten, 
enn e 2) 208 Rittergut Gruhnngn?méü . 1 = 
amte, 3) die Gemeinden Mensdorf und Moͤrtitz gemeinſchaftlich 1 e 

/ 4) die Gemeinden Gruhna und Lauſſig ebenfalls ge⸗ S 

NT Re 1 e 


— —— — Eau) 
zuſammen 4 Repraͤſentanten, 


Der 


und eben ſo viel Stellvertreter. 
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Der gemeinſame Vertreter fuͤr Mensdorf und Zſcheppline wird von 
Mensdorf Ein Jahr, von Zſcheppline für die beiden je folgenden Jahre be⸗ 
ſtellt. Wenn Mensdorf den Repraͤſentanten ernennt, erfolgt die Ernennung 
des Stellvertreters durch Zſcheppline und umgekehrt. 

Die Wahl der bäuerlichen Repraͤſentanten und ihrer Stellvertreter er⸗ 
folgt nach abſoluter Stimmenmehrheit. 5 

Wer fuͤr fünf Normalmorgen zur Deichkaſſe ſteuert, führt bei der Wahl 
Eine Stimme, bei zehn Morgen zwei Stimmen u. ſ. w. Mehr als zehn 
Stimmen darf kein Deichgenoſſe für feine Perſon abgeben. f 


H. 10. 


Stimmfaͤhig bei der Wahl (H. 9.) iſt jeder großjaͤhrige Beſitzer eines 
deichpflichtigen Grundſtuͤcks von dem vorgedachten Umfange, welcher mit ſei⸗ 
nen Deichkaſſenbeitraͤgen nicht im Ruͤckſtande iſt und den Vollbeſitz der buͤrger— 
lichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Urtel verloren hat. 

Auch Pfarren, Kirchen, Schulen und andere moraliſche Perſonen, des— 
gleichen Frauen und Minderjährige, haben Stimmrecht für ihre deichpflichtigen 
Grundſtuͤcke und duͤrfen daſſelbe durch ihre geſetzlichen Vertreter oder durch 
Bevollmaͤchtigte ausuͤben. : ; 

Andere Beſitzer koͤnnen ebenfalls ihren Zeitpaͤchter, ihren Gutsverwalter, 
oder einen anderen ſtimmfaͤhigen Deichgenoſſen zur Ausuͤbung ihres Stimm⸗ 
rechts bevollmaͤchtigen. 

Gehoͤrt ein Grundſtuͤck mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, ſo kann nur 
Einer derſelben im Auftrage der uͤbrigen das Stimmrecht ausuͤben. 

Die kleineren Grundbeſitzer unter fuͤnf Normalmorgen koͤnnen fuͤr je fuͤnf 
Morgen durch einen Deputirten an der Wahl Theil nehmen. 


H. 11. 2 

Die Lifte der Waͤhler wird mit Huͤlfe der Gemeindevorſteher von dem 
Deichhauptmann und bis dahin, daß dieſer gewaͤhlt iſt, von einem Kommiſſa⸗ 
rius der Regierung aufgeſtellt, welche auch die Wahlkommiſſarien ernennt und 
wegen des Wahlverfahrens mit Inſtruktion verſieht. 

Die Liſte der Waͤhler wird vierzehn Tage lang in einem oder mehreren 
zur oͤffentlichen Kenntniß gebrachten Lokalen offen gelegt. Waͤhrend dieſer Zeit 
kann jeder Betheiligte Einwendungen gegen die Richtigkeit der Liſte bei dem 
Wahlkommiſſarius erheben. Die Entſcheidung uͤber die Einwendungen und 
die Prüfung der Wahlen ſteht dem Deichamte zu. f 


§. 12. 


Im Uebrigen ſind bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver: 
pflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen, die Vorſchriften uͤber die Ge⸗ 
meindewahlen analogiſch anzuwenden. 5 


$. 13. 
a Die allgemeinen Beſtimmungen fuͤr kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute Allgemeine 
vom 14. November 1853. (Geſetz- Sammlung vom Jahre 1853. S. 935.) gelen. 
Jahrgang 1855. (Ir. 42744276.) * 82 ſollen 
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ſollen fuͤr den Mensdorf⸗Lauſſiger Deichverband Guͤltigkeit haben, ſoweit ſie 
oben nicht abgeaͤndert ſind. 
$. 14. 
Abaͤnderungen des vorſtehenden Statuts koͤnnen nur unter landesherr⸗ 

licher Genehmigung erfolgen. f 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 3 

Gegeben Erdmannsdorf, den 15. Auguſt 1855. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 


; Fur den Chef des Miniſteriums für die Fuͤr den Miniſter für Handel, Ge— 
Simons. landwirthſchaftlichen Angelegenheiten: werbe und oͤffentliche Arbeiten: 
v. Raumer. v. Pommer Eſche. 


(Nr. 4275.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 20. Auguſt 1855., betreffend die Errichtung einer 
i Handelskammer in Inſterburg. 


Al den Bericht vom 15. Auguſt d. J. genehmige Ich die Errichtung einer 
Handelskammer in Inſterburg fuͤr die Stadt und den Kreis Inſterburg. Die 
Handelskammer ſoll aus ſechs Mitgliedern beſtehen, für welche drei Stellver— 
treter gewaͤhlt werden. Zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder und 
Stellvertreter ſind ſaͤmmtliche Handel⸗ und Gewerbetreibende der Stadt und 
des Kreiſes Inſterburg berechtigt, welche in der Steuerklaſſe der Kaufleute mit 
kaufmaͤnniſchen Rechten eine Gewerbeſteuer von wenigſtens zwoͤlf Thalern 
jaͤhrlich entrichten. Im Uebrigen finden die Vorſchriften der Verordnung vom 
11. Februar 1848. uͤber die Errichtung von Handelskammern Anwendung. 

5 „Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur Öffentlichen Kenntniß 
u bringen. 8 
i Sansſouci, den 20. Auguſt 1855. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Kr. 4276.) Bekanntmachung, betreffend die Ausdehnung des Geſchaͤftsbetriebes der Aktien⸗ 
Geſellſchaft für Rheiniſchen Bergwerks- und Kupferhuͤttenbetrieb. Vom 
31. Auguſt 1855. 


Da Königs Majeſtaͤt haben die Ausdehnung des Geſchaͤftsbetriebes der 
Aktiengeſellſchaft für Rheiniſchen Bergwerks- und Kupferhuͤttenbetrieb 5 ge⸗ 
nehmi⸗ 
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nehmigen und den diesfaͤlligen Nachtrag zu dem Geſellſchaftsſtatut, welcher 
nebſt dem notariellen Akt vom 28. Maͤrz d. J. und dem Allerhoͤchſten Erlaß 
vom 17. Auguſt 1855, durch das Amtsblatt der Regierung zu Coln veröffent- 
licht werden wird, zu beftätigen geruht. 

Solches wird nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes uͤber die Aktien⸗ 
Geſellſchaften vom 9. November 1843. hierdurch bekannt gemacht. 
f Berlin, den 31. Auguſt 1855. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


(Nr, 4277.) Bekanntmachung über die unterm 13. Auguſt 1855. erfolgte Allerhoͤchſte Be⸗ 
ſtaͤtigung des Nachtrags zu den Statuten des Aktienvereins für die Rei⸗ 
chenbach-Langenbielauer Chauſſee. Vom 5. September 1855. 


Du Königs Majeſtaͤt haben den von der Generalverſammlung des Aftien- 
Vereins fuͤr die Reichenbach⸗Langenbielauer Chauſſee in der Verhandlung vom 
10. Juli 1844. sub H. 1. bis 9. beſchloſſenen, die Fortſetzung des Chauſſee⸗ 
baues bis gegen Neurode betreffenden Nachtrag zu den Statuten vom 
25 render 1809. mittelſt Allerhöchften Erlaſſes vom 13, Auguſt d. J. zu beſtaͤ⸗ 
tigen geruht, was nach Vorſchrift der HH. 3. und 4. des Geſetzes uͤber die 
Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. hierdurch mit dem Bemerken be⸗ 
kannt gemacht wird, daß jener Nachtrag durch das Amtsblatt der Koͤniglichen 
Regierung zu Breslau zur oͤffentlichen Kenntniß gelangen wird. 
Berlin, den 5. September 1855. f 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


(Fr. 4278.) Geſetz, betreffend eine Abaͤnderung der Verordnung tiber das Verfahren bei 
eintretender Mobilmachung der Armee zur Herbeiſchaffung der Pferde 
durch Landlieferung, vom 24. Februar 1834. Vom 12. September 1855. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen Ic dc. i Ä 

verordnen fuͤr den ganzen Umfang der Monarchie, mit Zuſtimmung der Kam⸗ 

mern, was folgt: ar 


Die unter Nr. 7. der Verordnung vom 24. Februar 1834. getroffene 


nachfolgende Beſtimmung: . g 
Das Maximum der Taxe eines einzuſtellenden Pferdes darf ferner 


(Nr. 4276—4278.) in 


re 


in der Regel die Summe von Einhundert Thalern Preußiſch Kurant 

nicht überfteigen. Pferde, die höher abgeſchaͤtzt werden, muͤſſen zunaͤchſt 

von der Einſtellung zuruͤckgewieſen werden. Nur dann, wenn unter der 

Maſſe der zur Aushebung vorgeſtellten Pferde nicht ſo viele, als das 

Kontingent des Kreiſes betraͤgt, in dem Werthe von Einhundert Thalern 

und darunter vorhanden, oder ſonſt zu beſchaffen ſein ſollten, kann auf 

hoͤher taxirte Pferde, jedoch immer nur bis zum Werthe von Einhundert 

und zwanzig Thalern Preußiſch Kurant, zuruͤckgegangen werden. Selbſt 

wenn noch theurere Pferde genommen werden muͤßten, verguͤtigt die 

ea doch nicht mehr als Einhundert und zwanzig Thaler Preußifch 

urant, N 

wird hierdurch aufgehoben. 
. 

Unter den über Einhundert und zwanzig Thaler geſchaͤtzten kriegstuͤchti— 

gen Pferden iſt innerhalb der verſchiedenen Kategorien (Stangen-, Vorder⸗ 


und Reitpferde fuͤr die ſchwere oder leichte Kavallerie ꝛc.) jederzeit dasjenige 
Pferd zuerſt abzunehmen, welches den geringſten Mehrwerth hat. 
j H. 3. 
Die Miniſter des Innern, der Finanzen und des Krieges werden mit 
der Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 12. September 1855. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwin gh. Gr. v. Walderſee. 


Berichtigung. 


J. dem Statut des Doͤbern⸗Riebniger Deichverbandes vom 7. Mai 1855, 
iſt S. 464. der Geſetz-Sammlung im H. 7. sub Nr. 5. Zeile 3. hinter dem 
Worte „Deiche“ ein Komma zu ſetzen und das hinter dem Worte „Brieg“ 
ſtehende Komma zu loͤſchen, indem es hier heißen muß: 

„5) die normale Herſtellung der Hauptgraͤben erfolgt im Kreiſe Oppeln 
von den Grundbeſitzern der betreffenden Feldmarken nach demſelben 
Verhaͤltniß, wie die Herſtellung der Deiche, im Kreiſe Brieg von jedem 
der ad 4. a. und b. gedachten Hauptintereſſenten in ſeinem Abſchnitte.“ 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


